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Unterichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Ergänzung der Verordnung 
(EWG) Nr. 885/68 über die Grundregeln der Vorausfestsetzung 
der Erstattungen bei der Ausfuhr von Rindfleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Rindfleisch ^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 568/76^), insbesondere 
auf Artikel 18 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 568/76 des Rates 
vom 15. März 1976 zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 805/68 über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Rindfleisch 2) wurde die Möglichkeit ge- 
schaffen, auf diesem Sektor die Erstattungen im vor- 
aus festzusetzen. 

Folglich ist es angezeigt, die Verordnung (EWG) 
Nr. 885/68 des Rates vom 28. Juni 1968 über die 
Grundregeln für die Gewährung von Erstattungen 
bei der Ausfuhr und die Kriterien für die Festset- 
zung ihres Betrags ^) durch Regeln über die Voraus- i 
festsetzung der Erstattungen bei der Ausfuhr zu 
ergänzen. 

Die Vorausfestsetzung der Erstattungen ist nur in 
bestimmten Fällen erforderlich; daher ist es ange- 
zeigt, über den Gebrauch dieser Möglichkeit nach 
dem Verfahren von Artikel 27 der Verordnung 
(EWG) Nr. 805/68 zu beschließen. 

Die Vorausfestsetzüng der Erstattungen erfordert 
Maßnahmen, die in jedem Falle die Durchführung 
der Ausfuhren entsprechend dem eingereichten An- 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 67 
vom 15. März 1976, S. 28 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 4. Juli 1968, S. 2 


trag gewährleisten. Zu diesem Zweck ist es ange- 
zeigt, daß jeder Antragsteller eine Bescheinigung 
I erhält, in der die Durchführung der Ausfuhren im 
Laufe eines bestimmten Zeitraums vorgesehen ist. 

Um Mißbräuche zu verhüten, soll die Ausstellung 
dieser Bescheinigung von der Hinterlegung einer 
Kaution abhängig gemacht werden, die verfällt, 
wenn die Ausfuhr nicht während der Gültigkeits- 
dauer der Bescheinigung getätigt wird. 

Die Erfahrung in den unter eine gemeinsame 
Marktorganisation fallenden Sektoren, für die die 
Vorausfestsetzung der Erstattung möglich ist, hat ge- 
zeigt, daß unter gewissen Umständen und insbeson- 
dere, wenn die Beteiligten diese Regelung über- 
mäßig in Anspruch nahmen, auf dem betreffenden 
Markt Schwierigkeiten zu befürchten waren. 

Deshalb müssen rasdi Gegenmaßnahmen ergriffen 
werden können; daher muß die Möglichkeit vorge- 
sehen werden, daß die Kommission nach Stellung- 
nahme des Verwaltungsausschusses oder in Dring- 
lichkeitsfällen, ohne dessen Zusammentreten abzu- 
warten, diese Maßnahmen erläßt — 

j 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 885/68 erhält 
folgende Fassung: 

„1. Für andere Erzeugnisse als die der Tarifstelle 
15.02 B I und 16.02 B III b) 1 werden die Liste der 
Erzeugnisse, für die eine Erstattung bei der Aus- 
fuhr gewährt wird, und der Betrag dieser Erstat- 
tung mindestens einmal monatlich festgelegt. 

2. Es ist der Erstattungsbetrag zu gewähren, der 
am Tage der Ausfuhr gilt. 

3. Es kann jedoch beschlossen werden, daß die Er- 
stattung auf Antrag im voraus festgesetzt wird. 
In diesem Fall wird der am Tag der Antragstel- 
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lung für die in Artikel 5 a genannte Vorausfest- 
setzungsbesdieinigung geltende Erstattungsbe- 
trag, wenn der Betreffende dies gleichzeitig mit 
der Antragstellung und vor 13 Uhr becintragt, 
auf Ausfuhren angewandt, die während der 
Gültigkeitsdauer dieser Bescheinigung durdige- 
führt werden. 

4. Wenn bei der Prüfung der Marktlage Schwie- 
rigkeiten infolge der Anwendung der Bestim- 
mungen über die Vorausfestsetzung der Erstat- 
tung festgestellt werden oder derartige Schwie- 
rigkeiten einzutreten drohen, kann nach dem 
Verfahren des Artikels. 27 der Verordnung 
(EWG) Nr. 805/68 beschlossen werden, die An- 
wendung dieser Bestimmungen für den unbe- 
dingt erforderlichen Zeitraum auszusetzen. 

In Fällen äußerster Dringlichkeit kann die Kom- 
mission nach einer Prüfung der Lage aufgrund 
aller ihr vorliegenden Angaben beschließen, die 
Vorausfestsetzung für die Dauer von höchstens 
drei Arbeitstagen auszusetzen. 

Die in der Zeit der Aussetzung zusammen mit 
den Anträgen auf Vorausfestsetzung eingereich- 
ten Anträge auf Bescheinigungen können nicht 
berücksichtigt werden." 

Artikel 2 

Der folgende Artikel 5 a wird in die Verordnung 


(EWG) Nr. 885/68 aufgenommen: 

„1. Die Gewährung der Erstattung zu den in Arti- 
kel 5 Abs. 3 vorgesehenen Bedingungen hängt 
von der Vorlage einer Vorausfestsetzungsbe- 
scheinigung ab, die die Mitgliedstaaten jedem 
Antragsteller ungeachtet seines Niederlassungs- 
orts in der Gemeinschaft erteilen. 

Die Bescheinigung gilt in der ganzen Gemein- 
schaft. 

2. Voraussetzung für die Ausstellung der Voraus- 
festsetzungsbescheinigung ist die Hinterlegung 
einer Kaution als Garantie für die Einhaltung 
der Verpflichtung, die betreffenden Ausfuhren 
während der Gültigkeitsdauer der Bescheinigun- 
gen zu tätigen; diese Kaution verfällt ganz oder 
teilweise, wenn diese Ausfuhren nicht oder nur 
teilweise innerhalb dieser Frist durchgeführt 
werden. " 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Begründung 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 568/76 vom 
15. März 1976 hat der Rat es ermöglicht, die Erstat- 
tungen auf dem Rindfleischsektor im voraus fest- 
zusetzen. 

Um die Ratsverordnung vom 15. März 1976 zur 
Anwendung zu bringen, ist es somit angebracht, die 
Verordnung (EWG) Nr. 885/68 des Rates zu vervoll- 
ständigen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 22. Juni 1976 - 14- 680 70 - E - Ag 39176: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 4. Juni 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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